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Beschlüsse: 
 

30.01.2023 Stadtvertretung 

030/StV/2023 
30. öffentliche/nicht öffentliche Sitzung der 
Stadtvertretung 

 
 
Bemerkungen: 
 
Der Stadtpräsident stellt die Tagesordnungspunkte 32.1 bis 32.3 en bloc zur Abstimmung. 
Die Mitglieder der Stadtvertretung erheben keinen Widerspruch. 
 
Beschluss: 
 
Die Stadtvertretung beschließt, der Oberbürgermeister wird beauftragt, der Stadtvertretung in 
der kommenden Sitzung zu berichten: 
 
Wie ist der Hinweisgeberschutz bei den einzelnen kommunalen 
Gesellschaften/Eigenbetrieben für die Beschäftigten und Kunden aktuell geregelt, um 
Hinweisgeber auf etwaige Unregelmäßigkeiten und Complianceverstöße vor beruflichen oder 
sonstigen persönlichen Nachteilen, wie z.B. der Kündigung des Betreuungsvertrages des 
eigenen Kindes zu schützen? 
 
Welche Modelle gibt es dazu und welche werden aktuell praktiziert oder seitens der Stadt als 
Eigentümerin im Sinne von mehr Transparenz für die Zukunft erwogen? 
 
Welche Handlungspflichten ergeben sich für die Landeshauptstadt Schwerin unmittelbar aus 
der EU-Whistleblowing-Richtlinie bereits und wie wurden bestehende Verpflichtungen 
umgesetzt? 
 
Wie und wann wurden die ehrenamtlich tätigen Aufsichtsratsmitglieder der städtischen 
Unternehmen zu dem Themenfeld bisher geschult oder in sonstiger Weise unterstützt? 
 
Wie und wann wurden bereits / werden zukünftig die Beschäftigten der Stadtverwaltung und 
der kommunalen Unternehmen zu dem Themenfeld „Hinweisgeberschutz“ und die 
vorhandenen Meldewege informiert? 
 
Abstimmungsergebnis: 

Beschlüsse 
  

zur Drucksachennummer  
 

00720/2023 

  

 

Berichtsantrag | Umsetzung Hinweisgeberschutz 

 



  
 

 
einstimmig beschlossen 
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